
Mit Behinderung in Würde
alt werden
Tagung mit der Evangelischen Akademie Loccum

AKTUELLES SoVD INTERN

Werkstatt und was dann?
Mit Behinderung älter
werden” – dies war das

Thema einer SoVD-Fachtagung
mit der Evangelischen Akademie
in Loccum, die vom 1. Landesvor-
sitzenden Adolf Bauer eröffnet
wurde. Außer Mitgliedern des So-
VD waren die Werkstätten und
Einrichtungen für Menschen mit
Behinderung, Angehörige und In-
teressierte vertreten.

Immer mehr Menschen mit gei-
stiger, psychischer und mehrfa-
cher Behinderung erreichen ein
hohes Alter. Für behinderte Men-
schen in den Werkstätten ergeben
sich daraus besondere Probleme.
Mit dem Wegfall der Berufstätig-
keit geht die notwendige Tages-
struktur verloren. Inwieweit Al-
ternativangebote bestehen, wel-
che rechtlichen Handlungsansät-
ze vorhanden sind und wie das
persönliche Budget die Selbstän-
digkeit auch im Alter unterstüt-
zen kann, machten Experten auf
der Tagung deutlich. 

Zur demografischen Entwick-
lung von älter werdenden Men-
schen mit Behinderung gab Prof.
Dr. Lindmeier der Universität
Koblenz-Lindau einen ersten
Einblick. Angemessene Alltags-
angebote und ein personenbezo-
gener Unterstützungsplan sind
erforderlich, um ein menschen-
würdiges Altern von Menschen
mit Behinderung zu ermöglichen.
Einrichtungen sollten in “Zentren
für tagesstrukturierende Maß-
nahmen” umgewandelt werden,
wobei das Wissen der Altenhilfe
genutzt werden sollte.

Etwas weiter ging Prof. Dr. Dör-
ner in seinen Ausführungen. Er
bezog sich auf die Grundbedürf-
nisse von Menschen. Dabei ging er
besonders auf das Grundbedürf-
nis, für andere eine soziale Be-
deutung zu haben, ein, das in un-
serer Gesellschaft im Wesentli-
chen über „Arbeit” vermittelt
wird. Die Frage ist deshalb, wie

dieses Bedürfnis
nach Ausscheiden
aus dem Arbeitsle-
ben befriedigt
werden kann. Eine
Möglichkeit sind
H a u s g e m e i n -
schaften, in denen
Bewohner über die
g e m e i n s a m e
Haushaltsführung
auch für andere
wichtig sind. 

Es sollte aber
auch ein langsa-
mer Ausstieg aus
dem Arbeitsleben
ermöglicht wer-
den. Prof. Dörner
empfiehlt, soge-
nannte Zuver-
dienstfirmen zu
schaffen, die an
den Bedürfnissen behinderter
Menschen im Alter ausgerichtet
sind und ihnen die Möglichkeit
geben, weiter zu arbeiten. 

Peter Dietrich, Jurist bei der Le-
benshilfe Marburg, plädierte
dafür, „das Heimatrecht” in der
Eingliederungshilfe zu veran-
kern. So könnten behinderte Men-
schen auch mit einem hohen Pfle-
gebedarf in Einrichtungen der
Eingliederungshilfe verbleiben.
Allerdings muss auch bei einem
Überwiegen des pflegerischen
Anteils der pädagogische Ansatz
erhalten bleiben. 

Neue Überlegungen und For-
schungsergebnisse zum persönli-
chen Budget stellte der Rehabili-

tationssoziologe
Markus Schäfer
vor. Befragungen
haben ergeben,
dass immer mehr
Menschen sich ei-
nen Verbleib in
der gewohnten
Umgebung, nach
mehr Handlungs-
s p i e l r ä u m e n ,
Entscheidungs-
befugnissen und
nach größeren
Freiräumen wün-
schen. 

Nachdem Be-
hindertenbeauf-
tragter Karl Fin-
ke in die nieder-
sächsische Be-
hindertenpolitik
einführte, wur-

den die erarbeiteten Problemfel-
der im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion mit Vertretern aus Politik,
Wissenschaft und Praxis disku-
tiert. Angelika Jahns, sozialpoli-
tische Sprecherin der CDU-Land-
tagsfraktion, nahm viele Anre-
gungen aus dem Plenum mit. Da-
bei wurde deutlich, wie wichtig
die Kommunikation zwischen Po-
litik und Betroffenen ist, damit die

Ab 1. Januar 2004 wird für
Einzelmitglieder ein Jahresbei-
trag von 60 Euro erhoben. Dies
entspricht einer monatlichen
Anhebung von 0,50 Euro. Der
Partnerbeitrag wird weiterhin
jährlich 85,80 Euro (monatlich
7,15 Euro) betragen, auch der Fa-
milienbeitrag mit 108,00 Euro
(monatlich 9,00 Euro) bleibt un-
verändert. 

Die Hintergründe sind folgen-
de: Der SoVD Niedersachsen
war einer der wenigen Landes-
verbände, der 1999 den Beitrag
nicht schon auf 5,00 Euro mo-
natlich angehoben hat. Jetzt, vier
Jahre später, haben auch wir uns
nicht der Verantwortung entzie-
hen können, denn Beitragsanhe-
bungen sind kein Willkürakt ei-
nes Landesverbandes oder Lan-
desvorstandes, sondern eine An-
gelegenheit der Bundesver-
bandstagungen.

Auf dieser Tagung im vergan-
genen Jahr war also ein bundes-
einheitlicher Jahresbeitrag für
alle SoVD-Mitglieder das Ziel
der Delegierten. Sie haben den
Antrag zur Beitragstruktur des
SoVD Niedersachsens angenom-
men.

Bis zur Bundesverbandsta-
gung 2006 wird eine Beitragsre-
form des SoVD erarbeitet, die
insbesondere älteren und treuen
Mitgliedern im Verband den heu-
tigen Stand erhalten soll. Eine
langjährige Mitgliedschaft soll
sich auszahlen. Die Erhöhung
wird gewiss vielfach auf Unver-
ständnis stoßen, doch sie wird

langfristig den Mitgliedern zu-
gute kommen. In einer von Re-
formen und Umstrukturierun-
gen in Deutschland geprägten
Zeit brauchen wir einen starken
SoVD, der sich für eine sozial
ausgewogene und verlässliche
Sozialpolitik im Sinne seiner
Mitglieder einsetzt. Dazu bedarf
es qualifizierter Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die - und
das ist unser Anspruch - laufend
geschult werden, um eine opti-
male Beratung und Vertretung
für unsere Mitglieder zu ge-
währleisten. Die Erhöhung dient
somit der Erhaltung des Bera-
tungs- und Betreuungsstandards
und der Absicherung des nicht
abwendbaren Anstiegs der Ge-
schäftskosten; ebenso dient die
Erhöhung dazu, die Verpflich-
tungen des Tarifrechts einzuhal-
ten.

Der SoVD Niedersachsen sieht
sich als moderner Dienstleister,
der auf dem Weg ist, sich mit der
Schaffung flexibler Strukturen
vom Traditionsverband zu lösen.
Flexibel sein heiflt, zeitnah auf
aktuelle Probleme zu reagieren
und auf die Bedürfnisse seiner
Mitglieder einzugehen. Es lohnt
sich, Mitglied im SoVD zu sein
und zu bleiben, denn Unver-
sehrtheit ist kein Verdienst und
kann auch nicht garantiert wer-
den. Nur in der Solidarität in ei-
nem großen Verband - nur „ge-
meinsam sind wir bärenstark“
können wir uns wehren und ver-
suchen, Schlimmeres zu verhin-
dern.

Beitragsregelung ab Januar 2004

Treue wird sich 
künftig auszahlen

Politik Einsicht in die Probleme
betroffener Menschen bekommt. 

Besonders hervorzuheben ist
abschließend das Kulturpro-
gramm der Tagung „Der große
Wurf”. Etwa 16 Menschen mit
schweren psychischen Beein-
trächtigungen der Aue Kreativ-
schule Hannover erfreuten unter
Leitung des Kulturpädagogen
Jörn Waßmund das Publikum mit
Musikstücken und Lesungen. Ei-
ne faszinierende und sehr bewe-
gende Darbietung.

BK/MJ

Peter Dietrich, Jurist bei der Lebenshilfe, (links), Andreas Sie-
mens, Evangelische Akademie Loccum

Teilnehmer der Aue Kreativschule 

Soziales Bündnis Niedersachsen: 
Der Vorsitzende des SoVD Niedersachsen, Adolf Bauer (links, ne-

ben DGB-Bezirksvorsitzenden Hartmut Tölle), hat auf einer Presse-
konferenz im Landtag in Hannover erläutert, warum der SoVD beim
Sozialen Bündnis Niedersachsen des DGB und anderen Gewerk-
schaften sowie elf weiteren niedersächsischen Verbänden mitmacht.
Das Bündnis wendet sich gegen Kürzungspläne bei Familien, Ar-
beitslosen und sozial Bedürftigen und fordert ein gerechtes Steuer-
system. Bei der Talkrunde der Bündnispartner war Edda Schliepack,
sozialpolitische Sprecherin des SoVD Niedersachsen, vertreten. Auf
folgende Punkte haben sich die Bündnispartner u. a. geeinigt: Das
Soziale Bündnis Niedersachsen ist langfristig angelegt und will mit
einem gemeinsamen Aufruf den gesellschaftlichen Diskussionspro-
zess in Gang bringen. Die Bündnispartner sammeln Unterschriften,
um den breiten Protest gegen sozial ungerechte Kürzungen zu ver-
deutlichen. Langfristig soll die Vernetzung mit sozialen Bündnissen
anderer Bundesländer angestrebt werden.

Ehrensache
Engagement
Bundesverdienstkreuz für
Friedrich Moitje
Für sein langjähriges soziales
Engagement ist Friedrich Moit-
je (77), Ortsverband Ilten, von
der Sozialministerin Ursula von
der Leyen mit dem Bundesver-
dienstkreuz ausgezeichnet wor-
den. Moitje war insgesamt elf
Jahre Ortsvorsitzender in Ilten
und ist weiterhin im Vorstand
tätig. Nach der Wiedervereini-
gung engagierte er sich in den
neuen Bundesländern und or-
ganisierte im März 1990 eine
Kon-
fe-
r e n z
mit
den
da-
mali-
gen
Ärz-
ten der Poliklinik Kahla sowie
mit den Gemeindeschwestern
zum Aufbau des Gesundheits-
wesens. Für das Alten- und
Pflegeheim Hummelshain wur-
den umfangreiche medizinische
Hilfsmittel beschafft.
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